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Unbedingter Kriegswille

An Aufklärung des Geschehens im Ukraine-Krieg hat der Westen kein 

Interesse. Nur an der Verlängerung des Mordens – vom Maidan und Odessa 

bis Butscha. Von Arnold Schölzel

Neun Busse wurden am Dienstag in Kiew bereitgestellt, um Blogger und Journalisten in 

den Vorort Butscha, aus dem seit Sonnabend Fotos von einem Massaker an der 

Zivilbevölkerung verbreitet werden, zu fahren. Das Resultat dieser eingebetteten Tour ließ 

sich am Mittwoch auch in deutschen Zeitungen nachlesen, in denen allerdings das Urteil 

über die Urheber des Mordens vorab gefällt war: ein Kriegsverbrechen der Russen. Das 

hatte der Kanzler vorgegeben. Am Sonntag formulierte Olaf Scholz (SPD): „Dieses 

Verbrechen des russischen Militärs müssen wir schonungslos aufklären.“ Er verlangte, 

„dass internationale Organisationen wie das Internationale Komitee vom Roten Kreuz 

Zugang erhalten zu diesen Gebieten, um die Gräueltaten unabhängig zu dokumentieren“. 

Bis zum Donnerstag war nicht zu hören, dass internationale Sachverständige vor Ort sind. 

Unterdessen werden weiter Spuren und Beweismittel vernichtet.

Eskalation des Krieges

Wer Aufklärung fordert, die Schuldigen aber angeblich bereits kennt, erinnert mehr an 

„Sender Gleiwitz“ 1939 oder an Racak im Januar 1999. Mit Bildern von Leichen aus dem 

jugoslawischen Dorf wurde erstmals ein Angriffskrieg des Westens per Internet faktische 

erzwungen. Der Ruf nach Klärung erscholl in den NATO-Staaten zusammen mit der 

Schuldzuweisung an Serbien. Besonders taten sich der grüne deutsche Außenminister 

Joseph Fischer und SPD-Kriegsminister Rudolf Scharping hervor. An der Spitze der 

Fälscher stand, wie sich herausstellte, der US-Chef „Aufklärer“ William Walker.

Das vorweggenommene Ergebnis der geforderten Ermittlungen ist damals wie heute 

Maßstab, um „Aufklärung“ des Westens zu beurteilen: Es geht um eine längst 

beschlossene Eskalation. Racak war 1999 der „Wendepunkt“, von dem ab Fischer und 

Scharping mit ihren Lügen über serbische „Gräuel“ und „Völkermord“ den illegalen NATO-
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Krieg gegen Jugoslawien gemeinsam mit den USA vom Zaun brechen konnten, ohne dass

es in der Bundesrepublik zum Aufstand kam. Im jetzigen Krieg ist Butscha nach 

übereinstimmender Auffassung von FAZ und Tagesspiegel  erneut ein „Wendepunkt“. 

Noch wagen die Frontorgane der antirussischen Propagandamaschinerie nicht, den 

Angriff auf Russland zu proklamieren, aber sie bewegen sich gemeinsam mit der 

Bundesregierung und den Koalitionsparteien in diese Richtung. Die EU-Kommission hat 

den Stopp von Kohleimporten aus Russland schon auf den Weg gebracht, Öl und Gas 

sollen folgen. Am Donnerstag verkündet die Süddeutsche Zeitung: „Staatspleite 

Russlands wird immer wahrscheinlicher.“ Das war offenbar etwas voreilig, aber wichtiger 

ist: Die Lieferung von Panzern aus NATO-Staaten an die Ukraine hat begonnen. Was vor 

Wochen noch nicht möglich gewesen sei, jubelte der Tagesspiegel am selben Tag, das 

habe nun die „emotionale Wucht“ der Bilder bewirkt.

In Brüssel schmieden zur selben Zeit die NATO-Außenminister zusammen mit der Ukraine

und Georgien sowie Verbündeten aus dem Pazifik die Allianz zu einem Weltkriegspakt 

um.Nur dem Grünen-Vorsitzenden Omid Nouripour geht es nicht schnell genug: Es sei 

„sehr unzufriedenstellend“, wenn nach Wochen des Krieges noch keine Synchronisation 

zwischen den „Bedürfnissen der Ukraine und den deutschen Lieferungen“ stattgefunden 

habe, murrt er bereits am Montag im ZDF-“Morgenmagazin“.Es könne nicht sein, dass 

etwa von der Ukraine angefragte Schützenpanzer vom Typ „Marder“ in Deutschland 

einfach ungenutzt rumstehen und nicht geliefert werden.

Schüsse auf dem Maidan

Der unbedingte Kriegswille bedingt den Mangel an Aufklärungswillen, insbesondere wenn 

ukrainische Faschisten und Nationalisten in Verdacht geraten, an Massenmorden beteiligt 

zu sein. Das bestimmte bereits vor ihrem Putsch vom 22. Februar 2014 in Kiew den 

westlichen Umgang mit ihnen. So wurde bis heute nicht ermittelt, wer am 20. Februar 

2014 mehr als 100 Menschen – Demonstranten und etwa 20 Polizisten – auf dem Kiewer 

Maidan mit Schüssen von umliegenden Dächern tötete. Die Toten werden in der heutigen 

Ukraine zwar als „Himmlische Hundertschaft“ geehrt, alle Nachforschungen verliefen im 

Sande, angeklagt wurden allein einige Polizisten. Am 20. Februar fasste die Wiener 

Zeitung das so zusammen: „Schnell, zu schnell präsentierte eine Kommission unter der 

Leitung eines Staatsanwalts der nationalistischen Swoboda-Partei 2014 

Untersuchungsergebnisse, die alle Schuld an dem Massaker der Berkut-Einheit 



zuschganzten.“ Anders gesagt: Der Tat verdächtige Faschisten sollten gegen sich selbst 

ermitteln. Nach damaligen Berichten kamen die Schüsse offenbar zum großen Teil vom 

Dach des Kiewer Konservatoriums. Die Wiener Zeitung dazu: „Das Konservatorium 

befand sich an jenem Tag allerdings unter Kontrolle von Einheiten des Maidans, deren 

Einsatz die rechtsextremen Politiker Andrij Parubij und Dmytro Jarosch, der Chef der 

Einheit „Rechter Sektor“ kontrollierten.“ Welch Zufall. Die BBC stellte 1015 sogar einen 

Mann vor, der sich als Schütze präsentierte. Na und? 2017 bekannten sich drei Georgier 

gegenüber italienischen TV-Journalisten als Todesschützen – ohne großes Echo.

Odessa und Mariupol

Analoges gilt für das Massaker an Antiputschdemonstranten in Odessa am 2. Mai und in 

Mariupol am 9. Mai 2014. In Odessa hatte ein in Kiew organisierter und von Rechten 

angeführter Mob nach offiziellen Angaben mehr als 40 Menschen im ehemaligen 

Gewerkschaftshaus verbrannt oder erschlagen, nach Augenzeugenberichten waren es 

weit mehr als 100 Opfer Die ukrainischen Behörden ermittelten aber allein gegen 

„prorussische“ Demonstranten und wurden wegen Verschleppung mehrfach von 

internationalen Institutionen wie dem UN-Hochkommissariat für Menschenrechte kritisiert. 

Verurteilt wurde niemand. Der damalige Gouverneur von Odessa erklärte, die Aktionen zur

„Neutralisierung und Festnahme bewaffneter Terroristen“ seien „rechtmäßig“. Als 

allerdings der damalige Außenminister Frank-Walter Steinmeier am 13. Mai 2014 am Ort 

des Verbrechens einen Kranz niederlegen wollte, unterblieb das auf Verlangen der 

Putschisten. Das Gebinde blieb im Dienstwagen. Bilder aus Odessa wurden kaum 

verbreitet, und Steinmeier kam auf den Vorfall öffentlich nie wieder zurück. Kein 

Wendepunkt.

Dabei hatten die faschistischen Kräfte nur sieben Tage später, am 9. Mai, bereits ein 

zweites Massaker angerichtet, über das westliche Medien noch spärlicher berichteten als 

über das in Odessa. So log z.B. der Spiegel damals: „Ukrainische Truppen sind in 

Mariupol mit prorussischen Separatisten zusammengestoßen.“ „Prorussen“ gibt es nicht, 

allerdings russischsprachige Einwohner der Ukraine – etwa 40 Prozent. Sie waren auch 

keine Separatisten wie auf der Krim, in der Ostukraine ging es um größere Autonomie 

angesichts des Putsches in Kiew. Videos vom 9. Mai 2014 aus Mariupol zeigten, wie 

Panzer mit ukrainischen Flaggen durch die Stadt rasten, wo unbewaffnete Zivilisten den 

„Tag des Sieges“ als Feiertag begingen. Das genügte, um sie wahllos zu erschießen. In 



der Westukraine wurde ein „Tag der Trauer“ begangen, das Anlegen sowjetischer 

Weltkriegsauszeichnungen war verboten.

Die Angriffe mit Artillerie und Kampfflugzeugen auf Lugansk und Slawjansk am 8. Juni 

2014 und danach fanden in westlichen Medien überhaupt nicht mehr statt, schon gar nicht,

was seither folgte: der tägliche acht Jahre andauernde Beschuss von Wohnvierteln des 

Donbass durch die ukrainische Artillerie, das Aufstellen schwerer Waffen in Wohnvierteln, 

die Errichtung von Schießständen in Wohnungen. Diese Verbrechen forderten nach 

offiziellen Angaben bis heute mehr als 14.000 Tote. Na und? Präsident Wolodimir Selenski

bezeichnet sie Bewohner des Donbass als „Spiezies“.

„Wendepunkt“ war nötig

Der Umgang des Westens mit den von Kiew angestifteten Massakern und 

Kriegsverbrechen vor acht Jahren vollendet sich in dem, was nun aus dem Horror von 

Butscha gemacht wird. Töten die Trümmerteile einer ukrainischen Rakete im Zentrum von 

Donesk 21 Menschen, wie am 14. März geschehen, fragt keiner der Abgesandten 

deutschen Großmedien, worauf das Geschoss mit seinen Streubomben zielte. Das 

Vokabular Selenskis - „Vernichtungskrieg“ und „Genozid“ - wurde übernommen. Die UN-

Zahlen vom 5. April besagen: 1563 Getötete, rund 2.200 Verletzte in der Ukraine seit dem 

24. Februar. Das ist schlimm genug, zumal auch die Vereinten Nationen schätzen, dass 

zwei bis dreimal mehr Zivilisten getötet wurden.

Wer aber den Krieg jener, die jahrelang Erfahrungen im Morden der eigenen Bevölkerung 

gesammelt haben, eskalieren und Friedensverhandlungen um fast jeden Preis sabotieren 

will, der benötigt einen „Wendepunkt“.
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